
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Patrick Kunz (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/5670 –

Ausgediente Kaserne zum Wohn- und Arbeitsgebiet der Zukunft transformieren

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/5670 – vom 7. März 2023 hat folgenden Wortlaut:

Ausweislich der Rheinpfalz-Artikel „Vergebliche Suche nach einem Parkplatz“ vom 25. Februar und 1. März 2023 wird über man-
gelnde Parkplätze auf dem Rastplatz Spitzenrheinhof an der A 61 für Lkw-Fahrer berichtet. Aus ihrem Bericht vom 4. März 2023 
„Autobahnbau: Wissing legt nach“ gehen aktuelle Prognosen des Verkehrsministeriums hervor, wonach der Güterverkehr – insbe-
sondere auf der Straße – bis zum Jahr 2051 um 54 Prozent zunehmen wird. Bundesverkehrsminister Wissing fordert daher schnelleren 
Autobahnausbau und sprach sich für vorausschauende Verkehrsplanung aus. Angesichts der neuen Erkenntnisse des Bundes bietet die 
Fläche der ehemaligen Kurpfalzkaserne in Speyer umso mehr eine geeignete Alternative zur Nutzung als Tank- und Rasthof für Lkw-
Fahrer mit entsprechenden sanitären Einrichtungen. Die A 61 ist eine der wichtigsten Verkehrsadern in der Nord-Süd-Verbindung. 
Mit der Einrichtung eines Tank- und Rasthofes in Speyer würde die Strecke an der Stelle entlastet, auch bezüglich der Vermüllung 
von Parkplätzen.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Wird der Verkehrsknoten am Autobahnkreuz Speyer Nord aufgrund der Erkenntnisse neu bewertet?
2.	 Ist die ehemalige Kaserne in Speyer aufgrund ihrer Infrastruktur eine zu bevorzugende Komponente um Rastplätze und Rast-

höfe in der Umgebung zu entlasten?
3.	 Wird die Landesregierung bereits versiegelte Flächen gegenüber unversiegelten Flächen bevorzugt behandeln bei der Auswahl 

eines Standorts für einen Autohof im WK 39?
4.	 Kann aus Sicht der Landesregierung ein nachhaltiges Wohn- und Arbeitsquartier mit einem Autohof für die Bürgerinnen und 

Bürger dort in Speyer entstehen?
5.	 Wäre der Standort auf dem ehemaligen Kasernengelände in Speyer geeignet als Biogas- und Wasserstofftankstelle?

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 
mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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Kleine Anfrage des Abgeordneten Patrick Kunz{FREIE WÄHLER) betreffend 
Ausged_iente Kaserne zum Wohn- und Arbeitsgebiet der Zukunft transformieren 
- Kleine Anfrage Drs. 18/5670 -

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

die vorbezeichnete -Kleine Anfrage beantworte ich namens ·der Landesregierung wie 

folgt: 

Zu Frage 1: 

Seit dem 1. Januar 2021 liegen die Bundesautobahnen in der Zuständigkeit der 

Autobahn GmbH des Bundes und des Fernstraßenbundesamtes. Daher wurde zur 

Beantwortung der Frage eine Stellungnahme des Bundesministeriums für Digitales und 

Verkehr (BMDV) eingeholt, die nachfolgend wörtlich wi~dergegeben wird: 

Das Kreuz Speyer (A 61/ B 9) ist Bestandteil des Vorhabens A 61 Lgr. RP/BW - AK 

Frankenthal. Die derzeit als ÖPP-Projekt verfolgte Maßnahme ist im Bedarfsplan _2016 

als „Fest disponiert, Engpassbeseitigung" eingestuft. 

Das Netz der Bundesfernstraßen wird nach den Festsetzungen des Bedarfsplans für 

die Bundesfernstraßen ausgebaut, der auf Grundlage des vom Bundeskabinett am 

03.08.2016 verabschiedeten Bundesverkehr_swegeplans 2030 am 02.12.2016 vom 

Deutschen Bundestag als Anlage zum Sechsten Gesetz zur Änderung des 

Fernstraßenausbaugesetzes beschlossen wurde. 

Der Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen ist gemäß § 4 des 

Fernstraßenausbaugesetzes nach Ablauf von fünf Jahren dahingehend zu überprüfen, 
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ob dieser an die Verkehrsentwicklung anzupassen ist. .Die gegenwärtig laufenden 

Untersuchungen zur Bedarfsplanüberprüfung (BPÜ) für die drei Verkehrsträger 

Schiene, Straße und Wasserstraße erfolgen nicht für einzelne Maßnahmen, sondern 

betrachten vor dem Hintergrund de_s gesetzlichen Auftrags die Gesamtentwicklung des 

Verkehrs in Deutschland. 

Vor diesem Hintergrund ist. die erneute Bewertung einzelner in den Bedarfsplänen 

enthaltener Aus- und Neubauprojekte im Rahmen der BPÜ weder erforderlich noch 

vorgesehen. Dementsprechend erfolgt im Rahmen der BPÜ auch keine Änderung der 

Dringlichkeitseinstufungen der Bundesfernstraßenprojekte des geltenden Bedarfsplans. 

Zu den Fragen 2 bis 4: 

Planungen für einen Autohof auf dem Areal der ehemaligen Kurpfalzkaserne sind der 

Landesregierung nicht bekannt. _Im Übrigen obliegt die Planungshoheit den betroffenen 

Kommunen im Rahmen · der raumordnerischen Vorgaben. Auf die Beantwortung der 

Kleine Anfrage Drs. 18/3989 wird verwiesen. 

Zu Frage 5: _ 

Eine grundsätzliche Eignung . der Fläche der Kurpfalzkaserhe für eine Biogas- und 

Wasserstofftankstelle gilt es durch den Eigentümer bzw. ggf. den Nutzer zu prüfen. 

Dabei sind auch rechtliche Vorgaben, wie die Landesbauordnung, die 

Betriebssicherheitsverordnung und das Bundesimmissionsschutzgesetz zu beachten. 

Mit freundlichen Grüßen 
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